
1 Institutionelle und strukturelle
Rahmenbedingungen der Sozialen Arbeit
in der Justiz

T Das erwartet Sie …

In diesem Kapitel werden überblicksartig die institutionellen und strukturel-
len Rahmenbedingungen jener Sozialen Dienste der Justiz dargestellt, auf die
sich die nachfolgenden Kapitel und die entsprechenden Ausführungen zum
methodischen Handeln und professionellen Selbstverständnis der Sozialen Ar-
beit beziehen. Dabei liegt der Fokus auf den ambulanten Diensten der Bewäh-
rungshilfe, Führungsaufsicht und Gerichtshilfe sowie im stationären Setting
auf dem Strafvollzug. Im Mittelpunkt stehen zudem Maßnahmen bzw. Insti-
tutionen für erwachsene – und damit nicht für jugendliche bzw. heranwach-
sende – Straftäter*innen.

1.1 Vorbemerkung

Anekdote zum Einstieg

Bei einer Fortbildungstagung mit Gerichtshelfer*innen erlebte der Verfasser
dieser Zeilen eine kleine Überraschung. Bestrebt, die Fortbildung kommuni-
kativ zu gestalten, stellte er allerlei Fragen zur Diskussion, die allesamt unbe-
antwortet blieben. Die Diskussion war sehr einseitig und beschränkte sich auf
wenige Fragen. Beim Mittagessen, in das sich der ziemlich ratlose Referent
wie ein Boxer im Ring beim Schlagen der Ringglocke gerettet hat, fragte er ei-
nen Teilnehmer nach dem Grund für dieses Verhalten. In unvermuteter Of-
fenheit entgegnete der Gerichtshelfer: »So richtig verstehe ich nicht, was wir
hier sollen. Alles, was ich brauche, steht doch im Gesetzbuch.«

Obwohl der Fokus dieses Buches auf dem methodischen Handeln und dem pro-
fessionellen Selbstverständnis der Sozialen Arbeit in der Justiz liegt, sind diese
beiden Aspekte nur unter Berücksichtigung der jeweiligen juristischen, institutio-
nellen und strukturellen Rahmenbedingungen zu betrachten. Sie sind wichtig
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als strukturelle Voraussetzungen, wenngleich nicht als Handlungsanweisungen
und schon gar nicht als fachliche Standards für Soziale Arbeit. Deshalb sollen in
diesem Abschnitt – zumindest überblicksartig – diejenigen Handlungsfelder vor-
gestellt werden, auf die sich die weiteren Ausführungen zum methodischen Han-
deln und professionellen Selbstverständnis der folgenden Kapitel beziehen wer-
den.

Für den ambulanten Bereich der Sozialen Arbeit in der Justiz konzentrieren
wir uns auf die Bewährungshilfe und Führungsaufsicht sowie die Gerichtshilfe, für
den stationären Kontext auf die Soziale Arbeit im Strafvollzug. Zudem beziehen
sich die Ausführungen – zumindest größtenteils – auf erwachsene Straftäter*innen,
da für jugendliche bzw. heranwachsende Straftäter*innen sowohl die institutio-
nellen und rechtlichen Rahmenbedingungen als auch die daraus resultierenden
fachlichen Anforderungen für die Soziale Arbeit durchaus stark differieren und
unserer Ansicht nach ein eigenes Lehrbuch erfordern würden.

Die konkrete Ausgestaltung der genannten Handlungsfelder obliegt aufgrund
des föderalistischen Systems der Bundesrepublik Deutschland den einzelnen Bun-
desländern. Daher ergibt sich für die justizielle Straffälligenhilfe ein insgesamt
sehr uneinheitliches Bild, zudem erweist sich die Datenlage zur Sozialen Arbeit
in der Justiz als ›ausbaufähig‹. Aus diesen Gründen sind die folgenden Ausfüh-
rungen auch nur als grober Überblick der institutionellen und strukturellen Rah-
menbedingungen zu verstehen, und es sei schon hier auf die vertiefende Litera-
tur am Ende des Kapitels hingewiesen.

1.2 Bewährungshilfe und Führungsaufsicht

Mitte der 1950er Jahre wurde die Unterstellung einer Person unter eine*n Be-
währungshelfer*in im Zusammenhang einer Straf-(Rest-)Aussetzung zur Bewäh-
rung – im Folgenden auch als Bewährungshilfe betitelt – im Strafrecht gesetzlich
verankert. Die bundesgesetzlichen Vorschriften der Bewährungshilfe sind maß-
geblich im StGB geregelt. Diese enthalten jedoch keine Vorgaben zur organisato-
rischen, personellen und fachlichen Ausgestaltung, da hierfür aufgrund der föde-
ralen Struktur die Zuständigkeit bei den einzelnen Bundesländern liegt. Aus
diesem Grund zeichnet sich eine sehr uneinheitliche Ausgestaltung der Bewäh-
rungshilfe über die Bundesländer hinweg ab (vgl. Klug & Schaitl 2012).

Als zentrale Rechtsgrundlagen lassen sich für die Bewährungshilfe die §§ 56, 57
StGB benennen. Demnach kann die Strafaussetzung zur Bewährung bei Vollstre-
ckung einer (gesamten) Freiheitsstrafe erfolgen (§ 56 StGB), wie auch als Aussetzung
eines Strafrestes, der nach Verbüßung einer Freiheitsstrafe noch verbleibt (§ 57 StGB).
Darüber hinaus ist eine Aussetzung zur Bewährung bei Maßregeln zur Besserung
und Sicherung möglich (§§ 63, 64, 66, 68, 69, 70 StGB). Grundsätzlich geht einer
Strafaussetzung zur Bewährung eine günstige Sozialprognose voraus, wie folgender
Gesetzestext zeigt:
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»wenn zu erwarten ist, dass der Verurteilte sich schon die Verurteilung zur Warnung
dienen lassen und künftig auch ohne die Einwirkung des Strafvollzugs keine Straftaten
mehr begehen wird. Dabei sind namentlich die Persönlichkeit des Verurteilten, sein
Vorleben, die Umstände seiner Tat, sein Verhalten nach der Tat, seine Lebensverhältnis-
se und die Wirkungen zu berücksichtigen, die von der Aussetzung für ihn zu erwarten
sind« (§ 56 Abs. 1 StGB).

»Mit ›erwarten‹ wird zum Ausdruck gebracht, dass von der Prognoseentschei-
dung des Gerichtes keine sichere Gewähr für die künftige straffreie Lebensfüh-
rung gefordert wird. Vielmehr reicht es aus, dass das Gericht zur Überzeugung
gelangt, dass die Begehung weiterer Straftaten nicht wahrscheinlich ist […]«
(Grosser 2018a, 201). Analog ist auch die Strafrestaussetzung zur Bewährung an
eine günstige Sozialprognose gebunden, wobei nach § 57 Abs. 1 Nr. 2 StGB dies
explizit an das Ausmaß der Gefahr gekoppelt ist, die ein Rückfall der verurteilten
Person für die Allgemeinheit darstellen würde (ebd., 203).

Das Gericht kann der verurteilten Person Auflagen (§ 56b StGB) erteilen, die
der Genugtuung des begangenen Unrechts dienen, wie z. B. die Wiedergutma-
chung des Schadens, die Zahlung eines Geldbetrags an eine soziale Einrichtung
oder die Staatskasse sowie das Erbringen sonstiger gemeinnütziger Leistungen.
Des Weiteren kann das Gericht der verurteilten Person für die Dauer der Bewäh-
rungszeit Weisungen (§ 56c StGB) erteilen, wenn sie dieser Hilfe bedarf, um keine
Straftaten mehr zu begehen, wie z. B. Anordnungen bezüglich Aufenthalt, Aus-
bildung, Arbeit oder Freizeit zu befolgen, sich zu bestimmten Zeiten bei Gericht
zu melden, bestimmte Personen oder Gruppen zu meiden sowie gewisse Gegen-
stände nicht zu besitzen, die Anreiz zu weiteren Straftaten bieten können, oder
submittelabstinent zu leben (vgl. auch Grosser 2018a, 202; Kawamura-Reindl &
Scheider 2015, 168f.).

Wenn sich das Gericht von einer Unterstellung unter eine*n Bewährungshelfer*in
eine positive Beeinflussung und Hilfe zur künftigen Straffreiheit erhofft, kann es
diese anordnen (Schäfer & Sander 2000). Der gesetzliche Auftrag der Bewäh-
rungshilfe ist folgendermaßen geregelt:

§ 56d StGB: Bewährungshilfe

(1) Das Gericht unterstellt die verurteilte Person für die Dauer oder einen
Teil der Bewährungszeit der Aufsicht und Leitung einer Bewährungshelfe-
rin oder eines Bewährungshelfers, wenn dies angezeigt ist, um sie von
Straftaten abzuhalten.

(2) Eine Weisung nach Absatz 1 erteilt das Gericht in der Regel, wenn es eine
Freiheitsstrafe von mehr als neun Monaten aussetzt und die verurteilte
Person noch nicht 27 Jahre alt ist.

(3) Die Bewährungshelferin oder der Bewährungshelfer steht der verurteilten
Person helfend und betreuend zur Seite. Sie oder er überwacht im Einver-
nehmen mit dem Gericht die Erfüllung der Auflagen und Weisungen so-
wie der Anerbieten und Zusagen und berichtet über die Lebensführung
der verurteilten Person in Zeitabständen, die das Gericht bestimmt. Gröb-
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liche oder beharrliche Verstöße gegen Auflagen, Weisungen, Anerbieten
oder Zusagen teilt die Bewährungshelferin oder der Bewährungshelfer
dem Gericht mit.

(4) Die Bewährungshelferin oder der Bewährungshelfer wird vom Gericht be-
stellt. Es kann der Bewährungshelferin oder dem Bewährungshelfer für
die Tätigkeit nach Absatz 3 Anweisungen erteilen.

(5) Die Tätigkeit der Bewährungshelferin oder des Bewährungshelfers wird
haupt- oder ehrenamtlich ausgeübt.

Nach § 56d Abs. 3 StGB lässt sich bereits das Spannungsverhältnis von Hilfe und
Kontrolle (Doppeltes Mandat, c Kap. 3.2) als konstitutives Merkmal der Bewäh-
rungshilfe festhalten, da laut Gesetzestext der*die Bewährungshelfer*in der verur-
teilten Person sowohl helfend und betreuend zur Seite steht als auch überwachend
und über die Lebensführung der verurteilten Person berichtend. Die fachlichen
und methodischen Konsequenzen, die sich aus diesem grundlegenden Auftrag
der Bewährungshilfe ableiten lassen, werden in den folgenden Kapiteln ausführ-
lich beleuchtet.

Gemäß § 56f StGB widerruft das Gericht die Strafaussetzung, wenn die verur-
teilte Person in der Bewährungszeit eine Straftat begeht und/oder gegen Aufla-
gen und Weisungen gröblich oder beharrlich verstößt. Ein Widerruf der Bewäh-
rung kann auch geschehen, wenn sich die verurteilte Person der Aufsicht und
Leitung der*des Bewährungshelfer*in beharrlich entzieht und dadurch Anlass zu
der Besorgnis gibt, dass sie erneut Straftaten begehen wird.

Nach § 56g StGB wird nach Ablauf der Bewährungszeit die Strafe erlassen, so-
fern das Gericht die Strafaussetzung nicht widerrufen hat.

Die kriminalpolitische Bedeutung der Bewährungshilfe ist in den vergangenen
Jahrzehnten kontinuierlich gestiegen. Im Jahr 2011 standen in Gesamtdeutsch-
land (aktuellere Daten sind seit 2011 nur für vereinzelte Bundesländer verfügbar;
Stand: Oktober 2020; vgl. DBH o. J.) 150 713 Menschen – davon 131 735 männ-
lich und 18 978 weiblich – nach dem allgemeinen Strafrecht unter Bewährung,
also ohne Unterstellungen nach dem Jugendstrafrecht (vgl. Statistisches Bundes-
amt 2013, ohne Hamburg und mit Angaben für Berlin aus 2007). Im Jahr 2012
war es sieben von zehn Personen, die zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe verur-
teilt wurden, möglich, ihre Haftstrafe durch eine erfolgreiche Bewährungszeit zu
vermeiden (vgl. Kawamura-Reindl & Scheider 2015, 167). Somit leistet die Be-
währungshilfe einen wesentlichen Beitrag zur Entlastung des Strafvollzugs. Ins-
besondere für Verurteilte von Delikten leichter und mittlerer Kriminalität leistet
die Strafaussetzung zur Bewährung eine zentrale Alternative zum Strafvollzug
und schafft dadurch bessere Voraussetzungen für eine soziale Eingliederung. Zu-
dem beansprucht die ambulante Alternative nur etwa 10 % der Gesamtkosten
im Verhältnis zum Strafvollzug und ist somit deutlich kostengünstiger (vgl.
Grosser 2018a, 214).

Die Führungsaufsicht zählt zu den nichtfreiheitsentziehenden Maßregeln der
Besserung und Sicherung (§ 68 StGB). Als zentrale Rechtsgrundlagen lassen sich
für die Führungsaufsicht §§ 68ff. StGB benennen.
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§ 68 StGB: Voraussetzungen der Führungsaufsicht

(1) Hat jemand wegen einer Straftat, bei der das Gesetz Führungsaufsicht be-
sonders vorsieht, zeitige Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten ver-
wirkt, so kann das Gericht neben der Strafe Führungsaufsicht anordnen,
wenn die Gefahr besteht, daß er weitere Straftaten begehen wird.

(2) Die Vorschriften über die Führungsaufsicht kraft Gesetzes (§§ 67b, 67c,
67d Abs. 2 bis 6 und § 68f) bleiben unberührt.

Voraussetzung für eine Führungsaufsicht ist die Gefahr, dass der*die Straftäter*in
weitere Straftaten begehen wird (§ 68 Abs. 1 StGB). Im Gegensatz zur Bedin-
gung für die Aussetzung einer Strafe zur Bewährung geht der Gesetzgeber bei
Verhängung der Führungsaufsicht also von einer ungünstigen Sozialprognose aus.
Eine Führungsaufsicht wir insbesondere angeordnet

• bei Vollverbüßung einer Haftstrafe von mindestens zwei Jahren (§ 68f StGB),
• bei Entlassenen aus der Sicherungsverwahrung (§ 67d Abs. 3 StGB),
• bei Beendigung der Maßregel wegen Ablauf der Höchstfrist (§ 67d Abs. 4

StGB).

Gemäß § 68a Abs. 1 StGB wird der verurteilten Person für die Dauer der Füh-
rungsaufsicht vom Gericht nicht nur ein*e Bewährungshelfer*in bestellt, son-
dern sie untersteht auch einer Aufsichtsstelle. Der*Die Bewährungshelfer*in
und die Aufsichtsstelle stehen »im Einvernehmen miteinander der verurteilten
Person helfend und betreuend zur Seite« (§ 68a Abs. 2 StGB; Herv. nicht i. O.).
Zudem überwacht die Aufsichtsstelle »im Einvernehmen mit dem Gericht und
mit Unterstützung der Bewährungshelferin oder des Bewährungshelfers das Ver-
halten der verurteilten Person und die Erfüllung der Weisungen« (§ 68a Abs. 3
StGB).

Die Führungsaussicht soll also entsprechenden Straftäter*innen

»vor allem nach Verbüßung der Strafhaft oder dem Ende einer Unterbringung in
einem psychiatrischen Krankenhaus sowie einer Entziehungsanstalt auch eine Unter-
stützung für den Übergang in die Freiheit geben. Damit soll sie nicht nur einen Beitrag
zur Resozialisierung leisten, sondern auch mit erweiterten Kontroll- und Überwachungs-
möglichkeiten Straftaten verhindern, relevante negative Sozialentwicklungen rechtzeitig
feststellen und erforderliche Maßnahmen ergreifen« (Kawamura-Reindl & Scheider
2015, 176).

Dabei wird – wie bereits im Kontext der Bewährungshilfe – das Spannungsver-
hältnis von Hilfe und Kontrolle deutlich. Analog zur Bewährungshilfe kann das
Gericht der verurteilten Person Weisungen erteilen (§ 68b StGB), wobei diese
bei den unter Führungsaussicht stehenden Proband*innen aufgrund der negati-
ven Sozialprognose zum Teil einschneidender ausfallen bzw. einen erweiterten
Kontroll- und Überwachungscharakter haben (vgl. Kawamura-Reindl & Scheider
2015, 176). Solche Weisungen können für eine verurteilte Person u. a. sein:
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• den Wohn- oder Aufenthaltsort oder einen bestimmten Bereich nicht ohne Er-
laubnis der Aufsichtsstelle zu verlassen (§ 68b Abs. 1 Nr. 1 StGB),

• sich nicht an bestimmten Orten aufzuhalten, die ihr Gelegenheit oder Anreiz
zu weiteren Straftaten bieten können (§ 68b Abs. 1 Nr. 2 StGB),

• zu der verletzten Person oder bestimmten Personen oder Personen einer be-
stimmten Gruppe, die ihr Gelegenheit oder Anreiz zu weiteren Straftaten bieten
können, keinen Kontakt aufzunehmen, mit ihnen nicht zu verkehren, sie nicht
zu beschäftigen, auszubilden oder zu beherbergen (§ 68b Abs. 1 Nr. 3 StGB),

• sich zu bestimmten Zeiten bei der Aufsichtsstelle, einer bestimmten Dienst-
stelle oder der Bewährungshelferin oder dem Bewährungshelfer zu melden
(§ 68b Abs. 1 Nr. 7 StGB).

• keine alkoholischen Getränke oder andere berauschende Mittel zu sich zu
nehmen, wenn aufgrund bestimmter Tatsachen Gründe für die Annahme be-
stehen, dass der Konsum solcher Mittel zur Begehung weiterer Straftaten bei-
tragen wird, und sich Alkohol- oder Suchtmittelkontrollen zu unterziehen,
die nicht mit einem körperlichen Eingriff verbunden sind (§ 68b Abs. 1 Nr.10
StGB).

Darüber hinaus kann das Gericht den*die Proband*in anweisen, sich zu be-
stimmten Zeiten oder in bestimmten Abständen bei einer*einem Ärztin*Arzt,
einem*einer Psychotherapeut*in oder einer forensischen Ambulanz vorzustellen
(§ 68b Abs. 1 Nr. 11 StGB).

Einen besonders schwerwiegenden Eingriff in die Freiheitsrechte stellt die
Weisung der elektronischen Aufenthaltsüberwachung dar (auch unter den Begriffen
»elektronische Fußfessel«, »elektronisch überwachter Hausarrest« diskutiert; vgl.
Kawamura-Reindl & Schneider 2015, 332), bei der die jeweiligen Proband*innen
die für eine elektronische Überwachung ihres Aufenthaltsortes erforderlichen
technischen Mittel ständig in betriebsbereitem Zustand bei sich zu führen und
deren Funktionsfähigkeit nicht zu beeinträchtigen haben (§ 68b Abs. 1 Nr. 12
StGB). Die elektronische Überwachung im Rahmen der Führungsaufsicht ist ge-
mäß § 68b Abs. 1 Satz 3 StGB jedoch nur möglich, wenn

»1. die Führungsaufsicht auf Grund der vollständigen Vollstreckung einer Freiheitsstrafe
oder Gesamtfreiheitsstrafe von mindestens drei Jahren oder auf Grund einer erledig-
ten Maßregel eingetreten ist,

2. die Freiheitsstrafe oder Gesamtfreiheitsstrafe oder die Unterbringung wegen einer
oder mehrerer Straftaten der in § 66 Absatz 3 Satz 1 genannten Art verhängt oder an-
geordnet wurde,

3. die Gefahr besteht, dass die verurteilte Person weitere Straftaten der in § 66 Absatz 3
Satz 1 genannten Art begehen wird, und

4. die Weisung erforderlich erscheint, um die verurteilte Person durch die Möglichkeit
der Datenverwendung nach § 463a Absatz 4 Satz 2 der Strafprozessordnung, insbe-
sondere durch die Überwachung der Erfüllung einer nach Satz 1 Nummer 1 oder 2
auferlegten Weisung, von der Begehung weiterer Straftaten der in § 66 Absatz 3
Satz 1 genannten Art abzuhalten.«

Für die elektronische Aufenthaltsüberwachung

»kommen vor allem verurteilte Sexual- und Gewaltstraftäter in Betracht, die von Orten
ferngehalten werden sollen, an denen sich Kinder oder Tatopfer aufhalten. Obwohl es
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sich um eine begrenzte Zahl angeordneter elektronischer Überwachungsmaßnahmen
handelt (seit 2014 etwas über 70 ständig Überwachte), bedeutet die Anordnung der Wei-
sung eine neue Qualität der Eingriffsintensität« (Grosser 2018b, 220f.).

Hinzuweisen ist noch auf ein besonders ›scharfes Schwert‹ der Führungsaufsicht.
Es ist verankert im § 145a StGB, wo es heißt:

»Wer während der Führungsaufsicht gegen eine bestimmte Weisung der in § 68b Ab-
satz 1 bezeichneten Art verstößt und dadurch den Zweck der Maßregel gefährdet, wird
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Die Tat wird nur auf
Antrag der Aufsichtsstelle verfolgt.«

Als Teil der Führungsaufsichtsstelle haben Sozialarbeiter*innen die Pflicht zur
Berichterstattung und auch die Möglichkeit, bei Weisungsverstößen (was wohl-
gemerkt keine neue Straftat beinhalten muss) eine Haftstrafe zu beantragen.

Der gesetzliche Rahmen für Bewährungshilfe und Führungsaufsicht lässt sich
demnach so zusammenfassen:

Die beiden ambulanten Sozialen Dienste der Justiz sind im Auftrag des Ge-
richts einer verurteilten Person zugeordnet, um dieser einerseits bei einer
straffreien Lebensführung zu helfen, sie andererseits aber auch zu überwachen,
um mögliche Rückfallrisiken zu erkennen.

1.3 Gerichtshilfe

Mitte der 1970er Jahre wurde durch das Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch
(EGStGB) die Gerichtshilfe in das Strafrecht aufgenommen. Als zentrale Rechts-
grundlagen sind für die Gerichtshilfe die §§ 160, 463d StPO zu nennen. Gemäß
§ 160 Abs. 3 StPO kann sich die Staatsanwaltschaft im Strafverfahren der Ge-
richtshilfe bedienen, um die Umstände zu ermitteln, die für die Bestimmung der
Rechtsfolgen der Tat von Bedeutung sind. Hierbei soll die Gerichtshilfe durch
die »Exploration der Persönlichkeit und der sozialen Situation der Beschuldigten
und Verurteilten Diagnosen und Prognosen« (Thier 2018, 193) in das Strafver-
fahren einbringen.

§ 160 StPO: Pflicht zur Sachverhaltsaufklärung

(1) Sobald die Staatsanwaltschaft durch eine Anzeige oder auf anderem Wege
von dem Verdacht einer Straftat Kenntnis erhält, hat sie zu ihrer Entschlie-
ßung darüber, ob die öffentliche Klage zu erheben ist, den Sachverhalt zu
erforschen.
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(2) Die Staatsanwaltschaft hat nicht nur die zur Belastung, sondern auch die
zur Entlastung dienenden Umstände zu ermitteln und für die Erhebung
der Beweise Sorge zu tragen, deren Verlust zu besorgen ist.

(3) Die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft sollen sich auch auf die Umstän-
de erstrecken, die für die Bestimmung der Rechtsfolgen der Tat von Be-
deutung sind. Dazu kann sie sich der Gerichtshilfe bedienen.

(4) Eine Maßnahme ist unzulässig, soweit besondere bundesgesetzliche oder
entsprechende landesgesetzliche Verwendungsregelungen entgegenstehen.

Zudem kann gemäß § 463d StPO die Gerichtshilfe zur Vorbereitung von Ent-
scheidungen, die dem Urteil nachfolgen, in Anspruch genommen werden, insbe-
sondere vor einer Entscheidung über den Widerruf der Strafaussetzung oder der
Aussetzung des Strafrestes.

§ 463d StPO: Gerichtshilfe

Zur Vorbereitung der nach den §§ 453 bis 461 zu treffenden Entscheidungen
kann sich das Gericht oder die Vollstreckungsbehörde der Gerichtshilfe bedie-
nen; dies kommt insbesondere vor einer Entscheidung über den Widerruf der
Strafaussetzung oder der Aussetzung des Strafrestes in Betracht, sofern nicht
ein Bewährungshelfer bestellt ist.

Im Gegensatz zur Jugendgerichtshilfe ist die Einschaltung der Gerichtshilfe im
Rahmen des Erwachsenenstrafrechts nicht zwingend vorgeschrieben (vgl. Kawa-
mura-Reindl & Schneider 2015, 162), sondern als Kann-Vorschrift formuliert.
Die Zuständigkeit für die Ausgestaltung der Gerichtshilfe obliegt – wie auch bei
der Bewährungshilfe – den Bundesländern und wird entsprechend durch die
Landesgesetzgebungen konkretisiert. Insgesamt liegen jedoch nur wenige aussa-
gekräftige Daten zur Tätigkeit der Gerichtshilfe in den jeweils einzelnen Bundes-
ländern vor (vgl. Thier 2018, 194).

Beispiel: Oberlandesgericht München – Aufgaben der Gerichtshilfe

»Aufgabe der Gerichtshilfe ist es, Staatsanwaltschaften und Gerichten in ver-
schiedenen Stadien des Ermittlungs-, Straf- und Strafvollstreckungsverfahrens
durch Berichte zur Persönlichkeit und dem Umfeld erwachsener Straffälliger
wichtige Entscheidungshilfen zu geben. Die Gerichtshilfe

stellt die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse von Beschuldigten
und Verurteilten fest,
klärt die Gründe für Auflagen- und Weisungsverstöße,
wirkt mit Mitteln der Sozialarbeit an der Resozialisierung straffällig gewor-
dener Menschen mit und
überprüft Gnadengründe.
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Im Ermittlungsverfahren leistet die Gerichtshilfe damit einen Beitrag zur
Bestimmung täterbezogener Rechtsfolgen,
Entscheidung für eine Bewährungsunterstellung,
Ergänzung gerichtsmedizinischer und psychiatrischer Begutachtungen und
Einleitung bzw. Vermittlung erster Hilfs- und Behandlungsmaßnahmen.

Im Vollstreckungsverfahren trägt die Gerichtshilfe dazu bei
Bewährungsauflagen an die Lebenswirklichkeit der Verurteilten anzupas-
sen,
den gerichtlichen Entscheidungen Nachdruck zu verleihen und
vermeidbare Bewährungswiderrufe und damit Haftverbüßung abzuwen-
den.

(…)
Gerichtshelfer*innen sind organisatorisch den Staatsanwaltschaften oder den
Landgerichten unterstellt.« (Quelle: Oberlandesgericht München o. J.).

Neben den genannten, gesetzlich festgeschriebenen Aufgaben der Gerichtshilfe
als Ermittlungs- und Entscheidungshilfe im Strafverfahren hat sich das Tätigkeit-
feld der Gerichtshilfe in den vergangenen Jahren erheblich erweitert. So kann
die Gerichtshilfe auch als Haftentscheidungs- bzw. Haftverkürzungshilfe fungieren,
wenn Beschuldigte in Untersuchungshaft genommen werden. In diesem Fall
hilft die Gerichtshilfe bei der Einschätzung, ob Fluchtgefahr besteht oder eine
Haftverschonung oder Verkürzung der Untersuchungshaft möglich ist. Die Ver-
mittlung von gemeinnütziger Arbeit zur Vermeidung von Ersatzfreiheitsstrafen
kann ebenfalls in einigen Bundesländern zu den Aufgaben der Gerichtshilfe zäh-
len. Darüber hinaus kann auch die Opferberichterstattung ein Tätigkeitsgebiet der
Gerichthilfe sein, womit die Würdigung der Opferseite im Rahmen des Strafver-
fahrens verbunden ist. Hierbei bringt die Gerichtshilfe Informationen zum Opfer
einer Straftat in das Strafverfahren ein, wie z. B. die Lebenssituation des Opfers
vor der Tat, die Beziehung zur Tatperson oder die Auswirkungen der Straftat auf
das Opfer in physischer, psychischer und/oder materieller Hinsicht. Zudem in-
formiert die Gerichtshilfe das Opfer über den Ablauf der Gerichtsverhandlung
sowie über geeignete Hilfs- und Unterstützungsangebote, wie z. B. Opfereinrich-
tungen, Rechtsberatungsmöglichkeiten oder den Täter-Opfer-Ausgleich als Scha-
denswiedergutmachung. In einigen Regionen ist die Gerichtshilfe unmittelbar
mit der Umsetzung des Täter-Opfer-Ausgleichs betraut, womit besondere Kom-
petenzen in der Konfliktberatung und Mediation notwendig sind (vgl. Kawamu-
ra-Reindl & Schneider 2015, 165f.; Thier 2018, 193f.).
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1.4 Strafvollzug

Neben den oben dargestellten ambulanten Sozialen Diensten der Justiz ist So-
ziale Arbeit auch im stationären Kontext mit straffälligen Menschen anzutreffen.
Der Strafvollzug – also der Vollzug einer Freiheitsstrafe – findet grundsätzlich in
einer Justizvollzugsanstalt (JVA) statt. Auch hier sind für die in Deutschland
insgesamt 179 Justizvollzugsanstalten (Stichtag: 30.11.2018; vgl. Statista 2019)
große institutionelle Unterschiede festzustellen. Unterbringungen können in
unterschiedlichen Formen des geschlossenen oder offenen Vollzugs, in unter-
schiedlichen Wohn- bzw. Behandlungsgruppen oder in sozialtherapeutischen
Abteilungen stattfinden. Zudem sind wesentliche Unterschiede bei einer Unter-
suchungshaft sowie der Unterbringung im Maßregelvollzug zu verzeichnen (vgl.
Kawamura-Reindl & Schneider 2015, 233; eine ausführliche Darstellung des
Strafvollzugs findet sich u. a. bei Laubenthal 2019).

Am Stichtag 31.03.2020 befanden sich 59 487 Gefangene (Personen, die sich
in Untersuchungshaft befinden oder zu einer Jugend- oder Freiheitsstrafe verur-
teilt wurden) und Verwahrte (Personen, die unter Sicherungsverwahrung oder
sonstigen Freiheitsentzug gestellt wurden) in Justizvollzugsanstalten. Davon ver-
büßten 42 177 Personen (39 637 Männer und 2 540 Frauen) eine Haftstrafe im
Erwachsenenvollzug und 12 251 Personen (11 640 Männer und 611 Frauen) wa-
ren in Untersuchungshaft (vgl. Statista 2020a; 2020b).

Die zentralen Rechtsgrundlagen ergeben sich aus dem 1977 in Kraft getretenen
Strafvollzugsgesetz (StVollzG), insbesondere den §§ 2, 3 StVollzG.

§ 2 StVollzG: Aufgaben des Vollzuges

Im Vollzug der Freiheitsstrafe soll der Gefangene fähig werden, künftig in so-
zialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen (Vollzugsziel). Der
Vollzug der Freiheitsstrafe dient auch dem Schutz der Allgemeinheit vor wei-
teren Straftaten.

§ 3 StVollzG: Gestaltung des Vollzuges

(1) Das Leben im Vollzug soll den allgemeinen Lebensverhältnissen soweit
als möglich angeglichen werden.

(2) Schädlichen Folgen des Freiheitsentzuges ist entgegenzuwirken.
(3) Der Vollzug ist darauf auszurichten, daß er dem Gefangenen hilft, sich in

das Leben in Freiheit einzugliedern.

Wenngleich seit der Föderalismusreform 2006 die Gesetzgebungskompetenz für
den Strafvollzug auf die Bundesländer übertragen wurde (siehe die einzelnen
Landesstrafvollzugsgesetze; guter Überblick in Dünkel & Pruin 2015) und da-
durch zum Teil der Schutz der Allgemeinheit vor weiteren Straftaten an die erste

22

1 Institutionelle und strukturelle Rahmenbedingungen der Sozialen Arbeit in der Justiz

©
 2

02
1 

W
. K

oh
lh

am
m

er
, S

tu
ttg

ar
t




